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Markt Flachslanden, Landkreis Ansbach: Bebauungsplan Gewerbegebiet „Kellerfeld II“; 
Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachdem in der Marktgemeinde Flachslanden die Grundstücke in den bestehenden Gewerbegebie-
ten „Kellerfeld“ und „Im Gründlein“ bereits verkauft sind, soll zur Schaffung weiterer gewerblicher 
Bauflächen der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Kellerfeld II“ aufgestellt werden. Anlass ist die 
Nachfrage eines ortsansässigen Betriebes nach einem ca. 5.000 m² großen Grundstück. 
 
Die Gemeinde möchte angrenzend an vorgenannte Gewerbegebiete den Bebauungsplan „Gewer-
begebiet Kellerfeld II“ mit einem ca. 3,51 ha großen Geltungsbereich aufstellen und davon ca. 2,78 
ha als Gewerbegebiet ausweisen. Von diesem Planbereich können ca. 1,5 ha (ca. Fl.-Nrn. 1545 
und 1546 Gmkg. Flachslanden) aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der 
südliche Teil des geplanten Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (ca. Fl.-Nr. 1173/1 Gmkg. 
Kettenhöfstetten mit etwa 2 ha) ist im wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirt-
schaft dargestellt. Daher wird im Parallelverfahren im Zuge einer 6. Änderung der Flächennut-
zungsplan für diesen Teil geändert. 
 
Die einschlägigen Erfordernisse der Raumordnung sind in der Begründung bereits enthalten.  
 
Um den landesplanerischen Festlegungen zur Flächenschonung und zur Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke gerecht zu werden, bedarf es bei der Pla-
nung neuer Siedlungsflächen einer Prüfung und Begründung, warum für diese ein hinreichender 
Bedarf besteht, der in Abwägung mit anderen Belangen, die Flächeninanspruchnahme rechtfertigt 
(vgl. LEP 1.2.1, 1.1.3, 1.2.2 und 3.1.1).  
Die Notwendigkeit der Bedarfsbegründung ergibt sich auch aus §1a Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB). Für Bauleitplanverfahren ist es zweckmäßig, eine plausible Bedarfsbegründung zu erstel-
len, die beiden gesetzlichen Grundlagen gerecht wird. 
Bislang ist eine Bedarfsbegründung in den Planunterlagen nicht enthalten bzw. deckt die Anfrage, 
die den Planungsanlass gab, nur 0,5 ha der insgesamt überplanten 3,5 ha ab und begründet keine 
Erweiterung der gewerblichen Baufläche im Flächennutzungsplan. Es sind daher Aussagen über 
zusätzlichen Flächenbedarf ortsansässiger Unternehmen oder für Neuansiedlungen erforderlich.  
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Eine Hilfestellung zur Begründung eines Bedarfs an neuen Siedlungsflächen im Außenbereich 
kann die Auslegungshilfe „Anforderungen an die Prüfung des Bedarfs neuer Siedlungsflächen für 
Wohnen und Gewerbe im Rahmen der landesplanerischen Überprüfung“ (Stand: 01. April 2026) 
geben. 
 
Ergänzend erfordert Ziel LEP 3.2 „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“, dass vor Inanspruch-
nahme neuer Flächen für Siedlungszwecke im bauplanungsrechtlichen Außenbereich zunächst 
vorhandene Potentiale der Innenentwicklung genutzt wurden. Da Potenziale der Innenentwicklung 
offenkundig im Gemeindegebiet nicht vorhanden sind, reichen die Aussagen hierzu aus. 
 
Bei Berücksichtigung der Hinweise werden Einwendungen aus landesplanerischer Sicht nicht erho-
ben. 
 
 
Hinweise der höheren Naturschutzbehörde 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegen die oben genannte Planung keine grundsätzlichen 
Bedenken. 
 
In der Begründung und Satzung ist die Größe des Planungsgebietes innerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereiches mit 3,51 ha angegeben. Im Umweltbericht wird eine Gewerbefläche von 2,78 ha 
angegeben (S. 4) und bei der Ermittlung des Kompensationsumfangs wurde mit einer Fläche von 
2,65 ha gerechnet. Die abweichenden Flächengrößen sind zu begründen bzw. zu korrigieren. Des 
Weiteren ist der Ausgleichsbedarf anhand der tatsächlichen Größe des geplanten Gewerbegebie-
tes zu ermitteln.  
In der Planung ist vorgesehen die für die Beeinträchtigung des Naturhaushalts erforderlichen Aus-
gleichs– und Ersatzmaßnahmen, mit den Eingrünungsmaßnahmen zu kombinieren. Die Planungs-
idee wird begrüßt. Die Flächen von Eingrünungsmaßnahmen müssen jedoch eine Mindestbreite 
von 10 m aufweisen, um als Lebensraum mit Funktionen im Biotopverbund zu wirken und dadurch 
als Ausgleichsmaßnahme anerkannt zu werden. 
Bei geringeren Breiten müssen die Gehölze außerdem häufig zurückgeschnitten werden, da die 
gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen zu den bestehenden Wegen ansonsten nicht einge-
halten werden können. Dadurch kann die beabsichtigte landschaftliche Einbindung nicht ausrei-
chend wirken. Im Süden und abschnittsweise im Westen könnten die Grünflächen entlang des Ent-
wässerungsgrabens die Funktion des Heckensaums übernehmen, wenn diese mit autochthonem 
Saatgut eingesät und ökologisch gepflegt werden. 
 
Hinsichtlich des erforderlichen Umfanges und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung besteht 
fachlich Einverständnis.  
 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist aus Sicht der Höheren Naturschutzbehörde mangel-
haft. Es fehlen wesentliche Angaben zur Untersuchungstiefe und Umfang. Nicht ersichtlich ist der 
Zeitraum (Datum, Uhrzeit, Wetter usw.) und die Art der Bestandserfassung am Eingriffsort. Brutvö-
gel beispielsweise sind gemäß den Methodenstandards nach Südbeck et al. zu erfassen.  
In Bayern wurde seitens des Landesamtes für Umwelt eine Mustervorlage für die Durchführung ei-
ner speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erarbeitet. Hierdurch ist ein standardisiertes Vorge-
hen gewährleistet. Die Mustervorlage steht auf der Homepage des LfU kostenlos zur Verfügung, 
deren Verwendung wird empfohlen. 
In dem Fachbeitrag wird angegeben, dass bei den Begehungen Feldlerchen im Planungsgebiet 
bzw. auf angrenzenden Flächen registriert wurden. Aufgrund der Habitatausstattung des Planungs-
gebietes und der angrenzenden Flächen ist ein Vorkommen von Feldlerchen wahrscheinlich. Das 
vorgelegte Gutachten reicht nicht aus, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände für die Feldler-
che auszuschließen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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gez. 
 
Rahn 
Regierungsdirektor

 
 
 


